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Neues aus der Rechtsprechung 

BAG: Nicht alle Fehler bei Massenentlassungsanzeige 

führen zu Unwirksamkeit 

Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteil vom 25. Juni 2026 

(Az. 6 AZR 7/26) entschieden, dass nicht jede falsche Angabe in einer Mas-

senentlassungsanzeige, also einer Anzeige von Kündigungen nach § 17 

Abs. 1 KSchG, zur Unwirksamkeit der Kündigungen führt. Die Entschei-

dung ist ein wichtiger Zwischenschritt darin, die zuletzt überbordenden for-

malen Anforderungen an den Ausspruch einer Kündigung auf ein praxis-

nahes Niveau zu senken. 

Sachverhalt 

Der Insolvenzverwalter des insolventen Arbeitgebers, eines Schlüs-

selherstellers und Maschinenbauers, wollte alle verbliebenen Arbeit-

nehmer des Betriebs entlassen. Nach Information des Betriebsrats 

und Abschluss eines Interessenausgleichs am 25.02.2025 erstattete 

der Insolvenzverwalter Massenentlassungsanzeige bei der zuständi-

gen Agentur für Arbeit. In der Anzeige hat er ausgeführt, es würden 

34 Entlassungen erfolgen; tatsächlich beschäftigte der Arbeitgeber le-

diglich 32 Arbeitnehmer, die auch gekündigt wurden. 

Der Arbeitnehmer griff die Kündigung an, da die erforderliche Mas-

senentlassungsanzeige nicht zutreffend erteilt worden sei. Die 

Falschangaben über die Anzahl der auszusprechenden Kündigun-

gen mache diese unwirksam, sodass auch die auf Grundlage der An-

zeige ausgesprochene Kündigung des Arbeitsverhältnisses unwirk-

sam sei. 

Mit dieser Begründung konnte der Arbeitnehmer das Arbeitsgericht 

Hagen überzeugen, nicht jedoch das über die Berufung entschei-

dende LAG Hamm. Dessen, die Klage abweisende, Entscheidung 

wurde nun vom BAG bestätigt. 

Entscheidung 

Das LAG begründet die Unbeachtlichkeit des Fehlers damit, dass die 

Anzeige trotz ihrer Fehlerhaftigkeit ihren Sinn erfüllen könne. Die 

Anzeige solle es der zuständigen Agentur für Arbeit ermöglichen, in-

nerhalb einer Frist von 30 Tagen nach Lösungen für die Probleme zu 

suchen, die die beabsichtigten Entlassungen aufwerfen. Fehler des 

Arbeitgebers bei der Anzeige, die diesen Lösungsversuchen, und da-
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mit dem Zweck des Anzeigeverfahrens nicht entgegenstünden, be-

einträchtigen diesen Zweck nicht und entsprächen damit den Vorga-

ben des Gesetzes und der zugrundeliegenden Massenentlassungs-

richtlinie (MERL) noch. Die erfolgte Angabe einer geringfügig zu ho-

hen Zahl von Arbeitnehmern beeinträchtigt aus Sicht der Gerichte 

die Arbeitsverwaltung nicht in ihrer Arbeit. 

Diese Begründung bestätigt das BAG in seiner Entscheidung und 

weist ergänzend darauf hin, dass ohnehin nur „beabsichtigte“ Ent-

lassungen anzuzeigen seien – Abweichungen seien daher der An-

zeige ohnehin immanent. 

Grundlegender sind die Ausführungen des BAG zur zwischenzeit-

lich ergangenen Rechtsprechung des EuGH zu Fehlern bei der Mas-

senentlassungsanzeige (EuGH, Urteile vom 30. Oktober 2025, Az. C-

134/24 [Tomann] und C-402/24 [Sewel]) und der nachfolgenden 

Rechtsprechung des BAG, die ausdrücklich offengelassen hatte, ob 

es Fehler bei der Anzeige geben könne, die trotzdem nicht zur Un-

wirksamkeit der Kündigung führten (BAG, Urteil vom 01.04.2026, 

Az. 6 AZR 157/22). Nun begründet das BAG überzeugend aus dem 

Zweck der Anzeige, dass und weshalb es Fehler in der Anzeige geben 

kann, die nicht zur Unwirksamkeit der Kündigung führen. 

Im Ergebnis war die Kündigung wirksam. 

Praxishinweis 

Die Entscheidung ist zu begrüßen, da das BAG die sich zuletzt ins-

besondere in der Entscheidung vom 01.04.2026 andeutende ganz 

strenge Linie doch nicht umsetzt. Tatsächlich ist es häufig fast un-

möglich, angesichts der Vielzahl geforderter Angaben und den häu-

fig dynamischen Entwicklungen im Betrieb sicherzustellen, dass 

nicht doch Angaben in der erstatteten Anzeige fehlerhaft sind. 

Die Bedeutung der Entscheidung darf allerdings auch nicht über-

schätzt werden: Im vorliegenden Fall ging es lediglich um eine ge-

ringfügige Überschreitung der Anzeige der Entlassungen. Deutlich 

anders aussehen könnte es bereits, wenn die Anzahl der Entlassun-

gen versehentlich unterschritten wird. In diesem Fall könnte der Ar-

beitnehmer jedenfalls argumentieren, dass konkret seine Entlassung 

eben nicht angezeigt worden sei. Ähnliche Probleme stellen sich bei 

der geforderten Angabe der Berufsgruppen: 
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Die Entscheidung ist daher wichtig, da das BAG ausdrücklich klar-

stellt, dass die nachfolgenden Kündigungen bzw. Entlassungen nicht 

„punktgenau“ vorbereitet werden müssen. Erhebliche Sorgfalt bei 

der Erstellung der Anzeige ist weiterhin unerlässlich. 

 

 
Neues aus der Rechtsprechung 

LAG Baden-Württemberg: Anforderungen an die Durch-

führung des betrieblichen Eingliederungsmanagements – 

Hinweispflicht auf Betriebsarzt und dessen Schweige-

pflicht 

Gemäß § 167 Abs. 2 Satz 3 SGB IX ist, soweit erforderlich, der Werks- oder 

Betriebsarzt beim betrieblichen Eingliederungsmanagement (bEM) hinzu-

zuziehen. Das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 

14. Januar 2026 (Az. 4 Sa 39/25) klargestellt: Der Arbeitnehmer ist bereits 

im Einladungsschreiben oder in einem gesonderten Informationsgespräch 

auf die Möglichkeit der Hinzuziehung des Betriebsarztes und auf dessen 

Schweigepflicht hinzuweisen. Unterbleibt dieser Hinweis und wird der Be-

triebsarzt nicht einbezogen, ist das bEM nicht ordnungsgemäß durchge-

führt – mit der Folge, dass eine auf häufige Kurzerkrankungen gestützte 

Kündigung in der Regel unverhältnismäßig ist und damit an der Interes-

senabwägung scheitert. 

Sachverhalt 

Die Parteien streiten im Wesentlichen über die Wirksamkeit einer ar-

beitgeberseitig ausgesprochenen personenbedingten (krankheitsbe-

dingten) Kündigung des Arbeitsverhältnisses der Klägerin. 
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Die Klägerin war seit 1994 bei der Beklagten, einem Maschinenbau-

unternehmen, als Monteurin beschäftigt. Am 19.11.2024 sprach die 

Beklagte eine krankheitsbedingte Kündigung zum 30.06.2025 aus. 

Vorausgegangen waren erhebliche Fehlzeiten der Klägerin aufgrund 

häufiger Kurzerkrankungen: Im Zeitraum 2015 bis 2024 war die Klä-

gerin an insgesamt 547,8 Arbeitstagen arbeitsunfähig erkrankt; die 

Beklagte leistete für 376,8 Tage Entgeltfortzahlung, wobei hiervon 

179,8 Tage Entgeltfortzahlung auf die Jahre 2021-2024 entfielen. Hie-

rauf stützte die Beklagte die Kündigung. 

Die Beklagte hatte die Klägerin mit Schreiben vom 06.09.2024 zu ei-

nem bEM-Gespräch eingeladen und angekündigt, im Erstgespräch 

gemeinsam abzustimmen, ob die Hinzuziehung des Betriebsarztes 

sinnvoll sei. Das Gespräch fand am 25.09.2024 statt. Eine Abstim-

mung über die Hinzuziehung des Betriebsarztes erfolgte jedoch 

nicht; ein Hinweis auf die ärztliche Schweigepflicht unterblieb eben-

falls. Der angehörte Betriebsrat widersprach der Kündigung und 

rügte unter anderem die mangelhafte Durchführung des bEM. Die 

Klägerin erhob Kündigungsschutzklage. Das Arbeitsgericht Stutt-

gart gab der Klage statt. Hiergegen richtet sich die Berufung der Be-

klagten. 

Entscheidung 

Das LAG Baden-Württemberg wies die Berufung der Beklagten zu-

rück und bestätigte, dass das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung 

vom 19.11.2024 nicht aufgelöst wurde. 

Das Gericht stellte zunächst die Voraussetzungen einer personenbe-

dingten Kündigung wegen häufiger Kurzerkrankungen dar: Erfor-

derlich seien auf erster Stufe eine negative Gesundheitsprognose, auf 

zweiter Stufe eine erhebliche Beeinträchtigung der betrieblichen In-

teressen sowie auf dritter Stufe eine Interessenabwägung.  

Ob eine negative Gesundheitsprognose und eine erhebliche Beein-

trächtigung der betrieblichen Interessen vorlagen, ließ das LAG aus-

drücklich dahinstehen. Die Kündigung scheitere jedenfalls auf der 

dritten Stufe der Interessenabwägung, da das bEM nicht ordnungs-

gemäß durchgeführt worden sei und die Beklagte nicht ausreichend 

dargelegt habe, dass es keine anderen Mittel als die Kündigung ge-

geben hätte, der in der Besorgnis weiterer Fehlzeiten bestehenden 

Vertragsstörung entgegenzuwirken. 
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Die Durchführung eines bEM diene der Ermittlung solcher Mittel zur 

Vermeidung künftiger Fehlzeiten. Es sei ein rechtlich regulierter, ver-

laufs- und ergebnisoffener Suchprozess, der individuell angepasste 

Lösungen zur Vermeidung zukünftiger Arbeitsunfähigkeit ermitteln 

solle. Gemäß § 167 Abs. 2 Satz 3 SGB IX sei, soweit erforderlich, der 

Werks- oder Betriebsarzt hinzuzuziehen. Hierauf sei der Arbeitneh-

mer bereits im Einladungsschreiben oder in einem gesonderten In-

formationsgespräch hinzuweisen; dabei sei auch ein Hinweis auf die 

Schweigepflicht des Betriebsarztes erforderlich. Der Betriebsarzt un-

terliege der ärztlichen Schweigepflicht, was eine wichtige Basis für 

die vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Arzt und Beschäftig-

tem darstelle und für das Gelingen des bEM von zentraler Bedeutung 

sei. 

Im vorliegenden Fall habe die Beklagte die Einbeziehung der Be-

triebsärztin nicht in Erwägung gezogen. Zwar habe sie im Einla-

dungsschreiben angekündigt, die Hinzuziehung im Erstgespräch ab-

zustimmen – eine solche Abstimmung habe jedoch unstreitig nicht 

stattgefunden. Gerade weil die Klägerin ihre Diagnosen gegenüber 

dem Arbeitgeber nicht habe offenbaren wollen, wäre es angezeigt ge-

wesen, die Schweigepflicht der Betriebsärztin nutzbar zu machen, 

um Abhilfemöglichkeiten zu ermitteln, ohne Diagnosen offenbaren 

zu müssen. Es könne nicht ausgeschlossen werden, dass das bEM ein 

positives Ergebnis gebracht hätte. Die Kündigung sei daher unver-

hältnismäßig. 

Praxishinweis 

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (Urteil vom 

20.11.2014, Az. 2 AZR 664/13) ist die ordnungsgemäße Durchfüh-

rung des bEM zwar keine formelle Wirksamkeitsvoraussetzung für 

eine Kündigung. Werde das bEM jedoch nicht oder nicht ordnungs-

gemäß durchgeführt, träfe den Arbeitgeber eine erhöhte Darlegungs-

last in Bezug auf die Verhältnismäßigkeit der Kündigung. In diesem 

Fall müsse der Arbeitgeber, um darzutun, dass die Kündigung dem 

Verhältnismäßigkeitsprinzip genüge und ihm keine milderen Mittel 

zur Überwindung der krankheitsbedingten Störung des Arbeitsver-

hältnisses als die Beendigungskündigung offenständen, die objektive 

Nutzlosigkeit des bEM darlegen und gegebenenfalls beweisen. Dazu 

habe er umfassend und konkret vorzutragen, warum weder der wei-

tere Einsatz des Arbeitnehmers auf dem bisherigen Arbeitsplatz noch 

dessen leidensgerechte Anpassung oder Veränderung möglich ge-
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wesen seien und der Arbeitnehmer auch nicht auf einem anderen Ar-

beitsplatz bei geänderter Tätigkeit habe eingesetzt werden können, 

warum also ein bEM in keinem Fall dazu hätte beitragen können, 

neuerlichen Krankheitszeiten des Arbeitnehmers spürbar vorzubeu-

gen und so das Arbeitsverhältnis zu erhalten. Gelänge dem Arbeit-

geber dies nicht, müsse er sich regelmäßig vorhalten lassen, er habe 

„vorschnell“ gekündigt. Die Kündigung würde dann also wegen Un-

verhältnismäßigkeit an der dritten Stufe scheitern.  

Arbeitgeber werden in der Praxis regelmäßig nicht in der Lage sein, 

diesen erhöhten Darlegungsanforderungen nachzukommen, sodass 

krankheitsbedingte Kündigungen bei nicht ordnungsgemäßer 

Durchführung des bEM regelmäßig auf der dritten Stufe wegen Un-

verhältnismäßigkeit scheitern. Vor dem Hintergrund der Entschei-

dung des LAG Baden-Württemberg sollten Arbeitgeber bei der For-

mulierung der Einladung zum bEM-Gespräch daher künftig darauf 

achten, neben dem Hinweis auf die Möglichkeit zur Hinzuziehung 

eines Werks- oder Betriebsarztes auch ausdrücklich auf dessen ärzt-

liche Schweigepflicht hinzuweisen. Darüber hinaus empfiehlt es sich, 

die Erörterung der Hinzuziehung des Betriebsarztes im Gespräch mit 

dem Beschäftigten sorgfältig zu dokumentieren. 
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Neues aus der Rechtsprechung 

BAG: Compliance-Abschlussbericht muss nicht vollstän-

dig herausgegeben werden 

Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteil vom 26. Juni 2025 (Az. 8 AZR 

169/25) entschieden, dass ein Arbeitnehmer kein Anspruch auf Herausgabe 

einer vollständigen Kopie eines im Rahmen einer Compliance-Untersu-

chung erstellten Abschlussberichts hat. Weder Art. 15 Abs. 3 DSGVO noch 

das Einsichtsrecht in die Personalakte nach § 26 Abs. 2 Sprecherausschuss-

gesetz (SprAuG) bzw. § 83 Abs. 1 BetrVG begründen einen solchen An-

spruch. Für die Praxis bedeutet dies: Arbeitgeber sind nicht verpflichtet, in-

terne Compliance-Berichte einschließlich rechtlicher Analysen und Man-

dantenhinweisen der Untersuchenden vollständig an betroffene Arbeitneh-

mer herauszugeben. 

Sachverhalt 

Die Klägerin war in leitender Funktion bei der Beklagten beschäftigt. 

Anfang April 2023 informierte die Ombudsfrau der Beklagten die 

Compliance-Abteilung über Beschwerden mehrerer Hinweisgeber, 

die den Führungsstil der Klägerin als einschüchternd, herabwürdi-

gend, respektlos und unehrlich beschrieben. Die Beklagte ließ da-

raufhin in der Zeit von August 2023 bis Januar 2024 eine Compliance-

Untersuchung wegen des Verdachts auf ein Führungsfehlverhalten 

durch eine externe Rechtsanwaltskanzlei durchführen. 

Der erstellte Abschlussbericht enthielt eine strukturierte Zusammen-

fassung der Untersuchungsergebnisse, eine Auflistung der Vor-

würfe, namentliche Benennung von Hinweisgebern und Zeugen so-

wie inhaltliche Zusammenfassungen und teilweise wörtliche Wie-

dergaben der geführten Gespräche. Zudem waren Wertungen der 

beauftragten Kanzlei, etwa zur Glaubhaftigkeit von Zeugenaussa-

gen, enthalten. Eine Fassung des Berichts vom 31.01.2024 enthielt 

darüber hinaus ergänzende rechtliche Ausführungen und Mandan-

tenhinweise.  

Die Klägerin verlangte schließlich nach Art. 15 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 

DSGVO die Herausgabe einer Kopie des vollständigen Abschlussbe-

richts. 

Die Entscheidung des Gerichts 

Das BAG wies die Revision der Klägerin zurück und bestätigte die 

Entscheidung des LAG München (Urteil vom 12.06.2025, 
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Az. 2 SLa 70/25), das einen Anspruch auf Zurverfügungstellung von 

Kopien des Berichts verneint hatte. 

Das BAG erwähnt zunächst, dass der Compliance-Abschlussbericht 

personenbezogene Daten im Sinne von Art. 4 Nr. 1 DSGVO enthalte. 

Der Bericht befasse sich mit dem Führungsverhalten der Klägerin 

und enthalte zwangsläufig Informationen „über“ ihre Person. Aller-

dings gewähre Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO keinen eigenständigen 

Anspruch auf Zurverfügungstellung eines Dokuments als solches. 

Die Vorschrift stelle kein anderes Recht dar als das in Art. 15 Abs. 1 

DSGVO vorgesehene Auskunftsrecht, sondern regele lediglich eine 

Modalität der Anspruchsausübung. Der Anspruch richte sich auf die 

personenbezogenen Daten, nicht auf das sie enthaltende Dokument. 

Eine Kopie ganzer Dokumente könne nur dann verlangt werden, 

wenn dies unerlässlich sei, um der betroffenen Person die wirksame 

Ausübung der ihr durch die DSGVO verliehenen Rechte zu ermögli-

chen. Diese Unerlässlichkeit komme insbesondere in Betracht, wenn 

die Kontextualisierung der verarbeiteten Daten erforderlich sei, um 

ihre Verständlichkeit zu gewährleisten. 

Entscheidend sei hier, dass die allein in der Fassung vom 31.01.2024 

enthaltenen rechtlichen Ausführungen keine personenbezogenen 

Daten darstellten. Bei einer rechtlichen Analyse handele es sich nicht 

um eine Information über die betroffene Person, sondern allenfalls 

um eine Einschätzung der Rechtslage durch den Verantwortlichen. 

Anhaltspunkte dafür, dass die Klägerin eine Kopie des Abschlussbe-

richts einschließlich der rechtlichen Ausführungen und Mandanten-

hinweise benötige, um die Verständlichkeit der enthaltenen perso-

nenbezogenen Daten zu gewährleisten, seien nicht ersichtlich. Es 

handele sich der Sache nach um unterschiedliche Bestandteile des Be-

richts. 

Ein Anspruch auf Herausgabe einer vollständigen Kopie ergebe sich 

auch nicht aus § 26 Abs. 2 SprAuG bzw. § 83 Abs. 1 BetrVG. Zwar 

umfasse das Einsichtsrecht grundsätzlich auch das Recht, auf eigene 

Kosten Kopien aus der Personalakte zu fertigen. Dieser Anspruch sei 

jedoch auf einen angemessenen Umfang begrenzt. Die Grenze sei 

überschritten, wenn der Arbeitnehmer Personalunterlagen als Gan-

zes kopieren wolle. Unabhängig davon erscheine es zweifelhaft, ob 

die in der Fassung vom 31.01.2024 enthaltenen rechtlichen Ausfüh-

rungen und Mandantenhinweise überhaupt als Teil der materiellen 

Personalakte angesehen werden könnten. 
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Praxishinweis 

Die Entscheidung des BAG schafft Klarheit in einer für die Praxis be-

deutsamen Frage bei der Untersuchung von Fehlverhalten und be-

stätigt, dass Arbeitgeber nicht verpflichtet sind, im Rahmen interner 

Untersuchungen erstellte Berichte vollständig an betroffene Arbeit-

nehmer herauszugeben.  

Besonders relevant ist die Feststellung, dass rechtliche Analysen und 

Mandantenhinweise in Compliance-Berichten keine personenbezo-

genen Daten darstellen. Dies schützt die Vertraulichkeit der anwalt-

lichen Beratung im Rahmen von Compliance-Untersuchungen und 

stärkt somit die strategische Handlungsfähigkeit des Arbeitgebers. 

Oftmals ist das das wirkliche Ziel des Auskunftsverlangens nach 

Art. 15 DSGVO. 

Arbeitgebern ist zu empfehlen, bei der Beauftragung externer Com-

pliance-Untersuchungen darauf zu achten, dass Abschlussberichte 

klar in einen sachverhaltsbezogenen Teil einerseits und rechtliche Be-

wertungen sowie Mandantenhinweise andererseits getrennt werden. 

Diese Trennung erleichtert es, im Fall eines Auskunftsverlangens 

nach Art. 15 DSGVO die personenbezogenen Daten gezielt zur Ver-

fügung zu stellen, ohne die rechtliche Analyse offenlegen zu müssen. 

Zu beachten bleibt, dass das Einsichtsrecht in die Personalakte (gere-

gelt in § 83 BetrVG) als solches unberührt bleibt. Das LAG München 

hatte die Beklagte im Berufungsverfahren verurteilt, der Klägerin 

Einsicht in den Abschlussbericht zu gewähren – nur eben keine Ko-

pie des gesamten Dokuments. Arbeitgeber sollten daher auf Ein-

sichtsverlangen vorbereitet sein und hierbei sicherstellen, dass die 

Einsichtnahme unter kontrollierten Bedingungen erfolgt. 
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Neues aus der Rechtsprechung 

LAG Köln: Erste Signale zur Entgelttransparenz-Richtli-

nie 

Das Landesarbeitsgericht Köln hat mit Urteil vom 5. Februar 2026 

(Az. 6 SLa 121/25) entschieden, dass eine Arbeitnehmerin keinen Anspruch 

auf Auskunft über die konkrete Vergütung einzelner männlicher Kollegen 

hat. Ein Anspruch folgt weder aus dem Entgelttransparenzgesetz (Entg-

TranspG), noch aus Europarecht oder dem Grundsatz von Treu und Glau-

ben (§ 242 BGB). Die Entscheidung ordnet die BAG-Rechtsprechung zum 

sog. Paarvergleich ein und enthält zugleich Ausführungen zur Entgelt-

transparenz-Richtlinie (RL (EU) 2023/970), deren Umsetzungsfrist am 

07.06.2026 abgelaufen ist. 

Der Sachverhalt 

Die Klägerin war seit 1997 als Gebietsleiterin im Vertrieb eines Soft-

wareunternehmens beschäftigt und dort für die Region „D Mitte“ in 

den Branchen Pharma und Chemie zuständig. Im September 2023 

stellte die Arbeitgeberin zwei neue Mitarbeiter mit der Rollenbe-

zeichnung „Sales Manager“ ein. Die Klägerin vermutete, dass diese 

eine höhere Vergütung erhielten als sie selbst und begehrte im Wege 

der Stufenklage Auskunft über die konkreten Vergütungsbestand-

teile (Grundgehalt, variable Vergütung und Dienstwagennutzung) 

aller als Gebietsleiter oder Sales Manager beschäftigten männlichen 

Kollegen. 
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Die Arbeitgeberin erteilte Auskunft über die drei anderen Gebietslei-

ter. Danach war die Klägerin – bezogen auf eine Vollzeitstelle – die 

Bestbezahlte in diese Gruppe. Auskunft über die Vergütung der bei-

den Sales Manager verweigerte die Arbeitgeberin unter Verweis auf 

den Datenschutz und die geringe Vergleichsgruppenstärke. Selbst 

bei Einbeziehung der beiden Sales Manager umfasste die Vergleichs-

gruppe lediglich fünf männliche Beschäftigte. Die Klage blieb in bei-

den Instanzen ohne Erfolg.  

Die Entscheidung des Gerichts 

Das LAG Köln wies die Berufung der Klägerin zurück. Ein Aus-

kunftsanspruch bestehe unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt. 

Ein Anspruch aus § 10 EntgTranspG scheitere bereits an der zu ge-

ringen Vergleichsgruppenstärke. Nach § 12 Abs. 3 Satz 2 Entg-

TranspG sei das Vergleichsentgelt nicht anzugeben, wenn die Ver-

gleichstätigkeit von weniger als sechs Beschäftigten des jeweils ande-

ren Geschlechts ausgeübt werde. Diese Voraussetzung sei selbst un-

ter Einbeziehung der beiden Sales Manager nicht erfüllt. Die Arbeit-

geberin sei nach dem Wortlaut der Vorschrift nicht lediglich berech-

tigt, die Auskunft zu verweigern. Sie sei vielmehr verpflichtet, die 

Preisgabe zu verhindern. Indem sie dennoch die Vergütungsdaten 

der drei Gebietsleiter offengelegt habe, habe sie ihren Auskunftsan-

spruch bereits übererfüllt. Zudem beziehe sich der Auskunftsan-

spruch nach § 11 Abs. 3 Satz 2 EntgTranspG jeweils auf ein Kalender-

jahr und reiche nicht beliebig weit in die Vergangenheit. 

Auch ein Auskunftsanspruch aus § 242 BGB scheide aus Gründen 

des Daten- und Persönlichkeitsschutzes aus. Entgeltbestandteile 

seien personenbezogene Daten im Sinne des Art. 4 Nr. 1 DSGVO. Ein 

Rückschluss auf konkrete Personen bleibe vorliegend selbst bei ano-

nymisierter Darstellung möglich. Soweit das BAG in seiner Entschei-

dung vom 23.10.2025 (Az. 8 AZR 300/24) die Verarbeitung einzelner 

Entgeltdaten als zulässig erachtet habe, habe diese Entscheidung die 

Verarbeitung durch das Gericht betroffen, nachdem die Parteien die 

Daten bereits mitgeteilt hatten und nicht um deren Erlangung durch 

die Arbeitnehmerin. 

Besonders bemerkenswert sind die Ausführungen des LAG zur Ent-

gelttransparenz-Richtlinie (ETRL). Das Gericht stellte fest, dass auch 

aus der Richtlinie kein Anspruch auf Offenlegung individueller Geh-

älter folge. Art. 7 und Art. 9 der Richtlinie sprächen lediglich von 

„durchschnittlichen Entgelthöhen“ und „mittlerem Entgeltgefälle“, 
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nicht von der Auskunft über konkrete Entgeltbestandteile einzelner 

Arbeitnehmer. Art. 12 Abs. 3 der Richtlinie erlaube es den Mitglied-

staaten sogar, in Fällen, in denen die Offenlegung zur Identifizierung 

eines einzelnen Arbeitnehmers führen würde, den Zugang allein den 

Arbeitnehmervertretern, der Arbeitsaufsichtsbehörde oder der 

Gleichbehandlungsstelle zu gewähren. Eine unmittelbare Wirkung 

der Richtlinie habe zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht in Be-

tracht kommen können, da die Umsetzungsfrist noch nicht abgelau-

fen gewesen sei. 

Ergänzend prüfte das Gericht die Gleichwertigkeit der Tätigkeiten 

anhand der Kriterien des Art. 4 Abs. 4 ETRL (Kompetenzen, Belas-

tungen, Verantwortung und Arbeitsbedingungen) und verneinte 

diese. Die Sales Manager unterschieden sich durch branchenüber-

greifende Zuständigkeit, bundesweiten Einsatz mit erheblicher Rei-

setätigkeit, höhere Zielvorgaben und strategische Verantwortung 

grundlegend von der Tätigkeit der Klägerin als regional tätige Ge-

bietsleiterin. 

Praxishinweis 

Die Entscheidung stellt klar, dass der vom BAG anerkannte Paarver-

gleich (Urteil vom 23.10.2025, Az. 8 AZR 300/24) zwar eine Diskrimi-

nierungsvermutung begründen kann, wenn die konkreten Ver-

gleichsdaten bereits bekannt sind. Er begründet aber keinen allge-

meinen Ausforschungsanspruch gegen den Arbeitgeber, um diese 

Daten erst zu erlangen. Der Datenschutz bleibt ein starkes Argument 

gegen die Offenlegung individueller Gehälter, insbesondere bei klei-

nen Vergleichsgruppen.  

Zugleich ist die Entscheidung keine Entwarnung. Das LAG hat seine 

Ablehnung eines Auskunftsanspruchs aus der ETRL auch darauf ge-

stützt, dass die Umsetzungsfrist zum Entscheidungszeitpunkt noch 

nicht abgelaufen war. Seit dem 07.06.2026 ist dies nicht mehr der Fall. 

Ob und in welchem Umfang eine unmittelbare Anwendung der 

Richtlinie in Betracht kommt, wird die Gerichte in naher Zukunft be-

schäftigen. Anders als das EntgTranspG sieht die Richtlinie zudem 

keine starre zeitliche Begrenzung des Auskunftsanspruchs auf ein 

Kalenderjahr vor. 

Arbeitgeber sollten die verbleibende Zeit nutzen, um ihre Vergü-

tungsstrukturen und Stellenbewertungen auf die Anforderungen der 

ETRL vorzubereiten. Besonders wichtig sind klare, objektive und ge-

schlechtsneutrale Kriterien für die Bewertung von Tätigkeiten sowie 
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eine belastbare Dokumentation von Kompetenzanforderungen, Ver-

antwortungsumfang und Arbeitsbedingungen. Wer seine Entgeltar-

chitektur jetzt so strukturiert, dass sie auch unter den verschärften 

Transparenz- und Beweislastregeln tragfähig bleibt, ist für die kom-

mende Gesetzgebung gut aufgestellt. 

Wenn Sie mehr zum Thema Entgelttransparenz erfahren möchten, empfeh-

len wir Ihnen unseren Newsletter-Beitrag vom Februar 2026 zum Paarver-

gleichs-Urteil des BAG (Urteil vom 23.10.2025, Az. 8 AZR 300/24) sowie 

unseren Beitrag aus dem August 2026 zur Vorwirkung der Entgelttranspa-

renzrichtlinie. 

 

 

 

  

https://loschelder.de/fileadmin/redaktion/newsletter/pdf/arbeitsrecht/2026_02_Februar_1_Entgeltgleichheit.pdf
https://loschelder.de/fileadmin/redaktion/newsletter/pdf/arbeitsrecht/2026_02_Februar_1_Entgeltgleichheit.pdf
https://loschelder.de/fileadmin/redaktion/newsletter/pdf/arbeitsrecht/2026_08_August_1_ETRL.pdf
https://loschelder.de/fileadmin/redaktion/newsletter/pdf/arbeitsrecht/2026_08_August_1_ETRL.pdf
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